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Die Diskussion um die Notwendigkeit von Quali-
fi zierung und Weiterbildung wird von allgemei-

ner Zustimmung getragen. Im Rahmen der 
Überlegungen zu einer Arbeitsversicherung wird 
auch über neue Formen der Finanzierung nach-

gedacht. Finanzierungs- wie auch Organisations-
formen entfalten jedoch selektive, erwünschte 
und nicht erwünschte Wirkungen. Ein Rechts-

anspruch auf Weiterbildung und auf eine (zweite) 
Berufsausbildung wäre ein wichtiger Schritt zu 

einer neuen Lernkultur und sollte insbesondere 
die Möglichkeit einbeziehen, auch in späteren 

Lebensphasen (weitere) Schulabschlüsse zu 
erreichen und ggf. auch eine Erstausbildung oder 

ein spätes Studium zu absolvieren. Ein solcher 
Rechtsanspruch in Kombination mit klugen 

Anreizen könnte auch helfen, die bestehenden 
deutlichen Unterschiede in der Weiterbildungs-

beteiligung zwischen Beschäftigten und 
Arbeitslosen bzw. zwischen höher und gering 

Qualifi zierten abzubauen.

Qualifi zierung und Weiterbildung werden heutzu-
tage im Grundsatz als richtig und wichtig bejaht: 
Konzepte wie lebenslanges oder lebensbegleiten-
des  Lernen zeugen seit Jahren davon. Auch bei den 
aktuellen Überlegungen zu einer Arbeitsversiche-
rung wird über neue Formen der Finanzierung nach-
gedacht.2 Oftmals ausgeklammert blieben in der Dis-
kussion jedoch Struk turen und Reproduktionsme-
chanismen sozialer Ungleichheit, die insbesondere 
auch im Zugang zu Bildung existieren.

Ein erfolgreicher Schulabschluss hängt auch von der 
sozialen Herkunft ab. Er hat unmittelbare Auswir-
kungen auf den Zugang in eine berufl iche Ausbil-
dung, die wiederum für den späteren Erwerbsverlauf 
von entscheidender Bedeutung ist: Das Risiko der 
Arbeitslosigkeit hat sich insbesondere für Erwerbs-
personen ohne Berufsabschluss im Zeitverlauf ver-
vielfacht. Lagen die qualifi kationsspezifi schen Ar-
beitslosenquoten am Ende der 1970er Jahre für alle 
Qualifi kationsgruppen zwischen zwei und fünf Pro-
zent, so waren im Jahr 2005 von allen Erwerbs-
personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
26 Prozent arbeitslos. Von allen Erwerbspersonen 
mit Berufsabschluss waren im gleichen Jahr „nur“ 
zehn Prozent arbeitslos, während sich die Arbeits-
losenquote innerhalb der Gruppe der Erwerbsper-
sonen mit (Fach-)Hochschulabschluss mit vier Pro-
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3. Trennung statt Verzahnung

Diskussionen und Vorschläge um die Finanzie-
rung von Weiterbildung unterscheiden sich vor 
allem darin, welche Rolle dem Einzelnen, dem 
Staat und dem Betrieb zugeteilt wird. Ausgangs-
punkt ist die Trennung in allgemeine und beruf-
liche Bildung. Bei berufl icher Bildung wird dann 
zwischen eher generellem und eher (betriebs-)
spezifi schem Wissen unterschieden. Auch fi ndet 
eine Zuweisung statt, wem dieses Wissen wie 
stark nutzt. Darüber hinaus wird unterschieden, 
ob die berufl iche Weiterbildung selbst oder vom 
Betrieb initiiert ist. Als weitere Variante kommt 
dann die Weiterbildung von Arbeitslosen in 
 Betracht.

Aber sind diese Abgrenzungen so eindeutig? So 
führt auf der einen Seite das öffentlich fi nanzier-
te universitäre Bildungssystem zu hochquali-
fi zierten Abschlüssen, von denen sich nun die 
Bachelor-Studiengänge, aber nur ein Teil der 
Master-Studiengänge unmittelbar auf einen  Be-
ruf richten. Daneben fi nden sich diejenigen, die 
nach der Schule im dualen Ausbildungssystem 
Fuß fassen konnten, wo sie zum einen spe zi-
fi sches Wissen im Betrieb, zum anderen allge-
meineres Wissen vor allem durch die öffentliche 
Berufsschule (aber auch durch den Betrieb) ver-
mittelt bekommen. Auf der anderen Seite schaf-
fen Jugendliche nach der Schule – mit oder ohne 
Abschluss – keinen Ausbildungsplatz. Eine nach-
trägliche Chance zur berufl ichen Qualifi zierung 
wird ihnen vielleicht später im Rahmen der Ar-
beitsmarktpolitik geboten, wenn der Arbeits-
markt absehbar diese Person mit der entspre-
chenden neuen Qualifi kation auch nachfragt.

4. Berufl iche Weiterbildung als 
 Arbeitsmarktpolitik

Bei der Überführung des Arbeitsförderungsge-
setzes in das „Dritte Sozialgesetzbuch – Arbeits-
förderung (SGB III)“ löste 1998 die „Förderung 
berufl icher Weiterbildung“ die von 1969 bis da-
hin geltende Kategorie „Fortbildungs- und Um-
schulungsmaßnahmen“ ab. Durch die Gesetze 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, 
bekannter als die „Hartz-Gesetze“, wurde mit 
Jahresbeginn 2003 die direkte Zuweisung von 
Teilnehmenden durch die Arbeitsverwaltung zu 

zent nach wie vor auf niedrigem Niveau bewegt. 
Bedeutend ist das Risiko der Arbeitslosigkeit für 
Erwerbspersonen ohne Berufsabschluss auch we-
gen seiner allgemeinen Größenordnung, da von 
allen Erwerbstätigen (2005, ohne Auszubildende) 
19 Prozent keine abgeschlossene Berufsausbil-
dung hatten und der Anteil dieser Gruppe an 
 allen Arbeitslosen 39 Prozent betrug.3 

2. Ungleicher Zugang zu Bildung 

Folgt man der Humankapitaltheorie,4 so werden 
Investitionen in die eigene Bildung vorgenom-
men, wenn ein positiver Ertrag erwartet wird. 
Dieser Ertrag ergibt sich, wenn durch die Inves-
tition in Bildung ein höheres Lebenseinkommen 
erwartet wird und die erwartete Einkommens-
steigerung in der Summe die fi nanziellen Auf-
wendungen für die Ausbildung zuzüglich dem 
während der Ausbildung entgangenen Einkom-
men übersteigt. Aus Sicht der Humankapital-
theorie sortieren sich sowohl im allgemein bil-
denden als auch im berufl ichen Bildungssystem 
die Teilnehmenden auf Basis von eigener Leis-
tungsfähigkeit und entsprechender Selbstselek-
tion in diese Systeme. Basisannahme ist dabei 
eine vollkommene Information, die sich jedoch 
insbesondere bei frühen Bildungsentscheidun-
gen als problematisch darstellt.

Darüber hinaus muss der Einfl uss sozialer Un-
gleichheit berücksichtigt werden. Kinder aus hö-
heren Schichten haben „von zuhause aus“ bereits 
bessere Voraussetzungen, den Anforderungen in 
der Schule gerecht zu werden, während Kinder 
aus niedrigeren Schichten mit geringerem kul-
turellen Kapital entsprechend schlechtere schuli-
sche Leistungen erbringen. 

Darüber hinaus gehen Bildungserträge über rein 
monetäre Erträge hinaus. Sie hängen aufgrund 
zusätzlicher Faktoren, wie z. B. der Angst vor 
 Statusverlust, u. a. von der sozialen Position der 
 Familie ab und sind deshalb nicht für jede/n 
gleich. Auch die tatsächliche, schichtspezifi sch 
unterschiedliche Ausstattung an ökonomischen 
Ressourcen beeinfl usst Bildungsentscheidun-  
gen, wie z.B. bei privat fi nanziertem Nachhilfe-
unterricht.
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einer bestimmten Bildungsmaßnahme bei einem 
bestimmten Träger beendet. Seitdem werden Bil-
dungsgutscheine vergeben, mit denen sich der 
„Kunde“ der Arbeitsagentur seine Bildungsmaß-
nahme am Markt selbst sucht. Der Bildungsgut-
schein garantiert dabei die Kostenübernahme 
durch die Arbeitsverwaltung und enthält u. a. 
Angaben zum Bildungsziel und der Dauer der 
Maßnahme.

Die Weiterbildungsmaßnahmen selbst haben 
sich grundsätzlich nur wenig verändert und las-
sen sich nach wie vor in zwei Kategorien unter-
teilen. Während „sonstige“ Maßnahmen auf eine 
eher kurzfristige Qualifi kationserweiterung zie-
len, sollen zumeist länger andauernde berufl iche 
Weiterbildungen zu einem Abschluss in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf führen. Seit der 
Einführung des „Zweiten Sozialgesetzbuches   
Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II)“ 
zum Jahresbeginn 2005, in welchem die früheren 
Systeme der Sozial- und der Arbeitslosenhilfe zu-
sammengeführt wurden, stehen Maßnahmen zur 
Förderung berufl icher Weiterbildung auch die-
sem Personenkreis offen, bei dem auf Haushalts-
ebene zuvor eine Bedürftigkeitsprüfung durch-
geführt wird.

Nach einem starken Rückgang der Eintritte in 
Weiterbildungsmaßnahmen bis einschließlich 
2005 stiegen diese zunächst wieder auf ein hohes 
Niveau an, um in den letzten Jahren wieder deut-
lich zurückzugehen. Dabei blieben jedoch die 
Eintritte in Maßnahmen, die zu einem Abschluss 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf führen, 
über den gesamten Zeitraum deutlich hinter den 
Förderzahlen im Jahr 2000 zurück.

Die These, dass eine Finanzierung losgelöst von 
direkten Steuermitteln und damit losgelöst von 
schnelllebigen Wechseln politischer Entschei-
dungsprozesse zu entsprechender Unabhängig-
keit und Kontinuität in der Förderung führt, lässt 
sich an dieser Stelle überprüfen. Vergleicht man 
die prozentuale Höhe der Beiträge zur gesetz-
lichen Arbeitslosenversicherung ab dem Jahr 
2000 mit der Entwicklung der Eintritte in Maß-
nahmen zur Förderung der berufl ichen Weiter-
bildung, so zeigt sich jedoch kein Zusammen-
hang: Denn trotz eines stabilen Beitragssatzes 
von 6,5 Prozent gingen die Fördereintritte stark 

zurück. Ab 2007 wurde der Beitragssatz dann Zug 
um Zug gesenkt, während die Eintritte zunächst 
stark stiegen und anschließend wieder zurück-
gingen.

5. Selektive Förderung von 
 Weiterbildung

Berufl iche Weiterbildung im Rahmen aktiver Ar-
beitsmarktpolitik verbessert die Arbeitsmarkt-
chancen von Arbeitslosen, auch für spezifi sche 
Gruppen, die ansonsten seltener an Weiterbil-
dungen teilnehmen, z. B. gering Qualifi zierte.5 
Die Ausrichtung auf solche Gruppen könnte so-
mit ein entscheidender Beitrag zur Reduktion 
von schichtspezifi scher Bildungsungleichheit 
sein. Mit der Einführung von Bildungsgutschei-
nen im Jahr 2003 hat sich jedoch für einige Grup-
pen das Zugangsproblem verstärkt, darunter 
auch für gering Qualifi zierte. Sie erhielten selte-
ner einen Bildungsgutschein und konnten diesen 
zusätzlich auch noch seltener einlösen als besser 
Qualifi zierte.6 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt die Eva-
luation des „Bildungscheck NRW“, der auch nur 
selten von gering Qualifi zierten genutzt wurde.7  
Auch erste Ergebnisse zum Bundesprogramm 
„Bildungsprämie“ weisen darauf hin, dass der 
Anteil gering Qualifi zierter bei der Inanspruch-
nahme deutlich geringer ist als ihr Anteil an der 
Gruppe aller prinzipiell Anspruchsberechtigten.8 

6. Fazit: Recht auf Weiterbildung zur  
 Stärkung der Lernkultur

Grundsätzlich sind Bildung und Weiterbildung 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie sollten 
deshalb auch durch die Gemeinschaft fi nanziert 
werden. Eine Steuerfi nanzierung würde sowohl 
Personen als auch Betriebe beteiligen. Durch Um-
verteilungseffekte würden gerade die Personen 
nicht belastet, die z. B. aufgrund geringer Quali-
fi kation auch nur ein niedriges Einkommen und 
keine oder wenig Ersparnisse haben.

Ein Fonds mit festen individuellen und damit 
 begrenzten  Ziehungsrechten würde einer Förde-
rung des lebenslangen Lernens entgegenstehen, 
da die individuellen Mittel irgendwann ausge-
schöpft sein können. Sollte sich die Nachfrage 3
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am Arbeitsmarkt dann ändern, wäre eine Umori-
entierung nicht mehr möglich und das Risiko an 
dieser Stelle möglicherweise noch stärker indivi-
dualisiert als heute.

Generell wäre ein Rechtsanspruch auf Weiterbil-
dung und auf einen (zweiten) Beruf ein wichtiger 
Schritt hin zu einer neuen Lernkultur. Ein solcher 
Rechtsanspruch sollte insbesondere die Möglich-
keit einbeziehen, auch in späteren Lebensphasen 
(weitere) Schulabschlüsse zu erreichen und ggf. 
auch eine Erstausbildung oder ein spätes Studi-
um zu absolvieren. Ein Rechtsanspruch in Kom-
bination mit klugen Anreizen könnte auch hel-
fen, die bestehenden deutlichen Unterschiede in 
der Weiterbildungsbeteiligung zwischen Beschäf-
tigten und Arbeitslosen bzw. zwischen höher 
und gering Qualifi zierten abzubauen.

Eine unabhängige, qualitativ hochwertige Bera-
tung sollte die Entscheidungen unterstützen. Die 
Unabhängigkeit ist von besonderer Bedeutung, 
da die Interessen, die Lebenssituation und die 
 Lebensplanung des zu Beratenden im Fokus ste-
hen müssen. Diese Anlaufstelle sollte im besten 
Sinne Bildungs- und Berufsberatung leisten, Hin-
weise auf Zukunftschancen und zu Fragen regio-
naler Mobilität geben, an bestehenden Qualifi -
kation, aber auch an individuellen Kompetenzen 
anknüpfen.

Um insbesondere bildungsfernere Personen zu 
erreichen, muss der Zugang zur Beratung und zu 
Weiterbildung niedrigschwellig sein. So muss be-

dacht werden, dass in späteren Lebensphasen die 
(erhöhten) Kosten einer Erhaltung des Lebens-
standards während der Bildungsphase gesichert 
sein sollten. Auch muss über Anreize für Per-
sonen, die selbst keinen unmittelbaren Vorteil 
einer Aus- oder Weiterbildung für sich erkennen, 
nachgedacht werden, wenn eine Qualifi kation 
im gesellschaftlichen Interesse liegt. Dies könnte 
z.B. eine berufl iche (Erst-)Ausbildung sein, die 
diese Person aus einem hohen Risiko bzw. einer 
hohen Betroffenheit von Arbeitslosigkeit hinaus- 
führt und aus ihr eine Fachkraft mit deutlich ver-
besserter Position am Arbeitsmarkt macht.

Dabei könnte ein Angebot von modularen Teil-
qualifi kationen möglichst in allen Berufen als 
niedrigschwelliges Angebot besonders Personen 
erreichen, die eine Ausbildung nicht unmittelbar 
nach der Schule angefangen oder nicht bestan-
den haben. Bestünde für sie ein Rechtsanspruch 
darauf und zusätzliche Anreize zur Teilnahme an 
den weiteren Modulen, könnte dies letztendlich 
zu einem voll qualifi zierten Berufsabschluss füh-
ren. Durch eine Modularisierung könnten auch 
Beschäftigte im späteren Erwerbsverlauf leichter 
auf einen zweiten Beruf umsteigen.

Nicht zuletzt sollten Betriebe sowohl durch An-
laufstellen mit Qualifi zierungsberatung und 
 Qualifi zierungsplanung als auch beim Aufbau lo-
kaler Netzwerke unterstützt werden, um insbe-
sondere kleineren Unternehmen bessere Um-
setzungsmöglichkeiten zu verschaffen.


